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Der des Mordes und der Vergewaltigung
der Schülerin Susanna F. in Wiesbaden
verdächtige Iraker Ali B. wurde kurz nach
seiner Flucht in den Nordirak am 8. Juni
auf Ersuchen der Bundespolizei von der
irakisch-kurdischen Polizei in der Region
Kurdistan festgenommen. Zwei Tage spä-
ter wurde er von diesen Behörden auf dem
Flughafen Erbil Beamten der Bundespoli-
zei übergeben undmit einer Linienmaschi-
ne der Lufthansa nach Deutschland zu-
rückgebracht. Die Rückführung von Ali.
B. wurde zum Teil heftig kritisiert, da zwi-
schen dem Irak undDeutschland keinAus-
lieferungsabkommen besteht und nach
Art. 21 Abs. 1 der irakischen Verfassung
kein Iraker an ausländische Stellen oder
Behörden übergeben werden darf. Insbe-
sondere wurde geltend gemacht, die Rück-
führung verletze die Souveränität des
Iraks und stelle einen Verstoß gegen Art. 2
Abs. 1 der Charta der Vereinten Nationen
dar. Deutschland sei zudem verpflichtet,
den begangenen Souveränitätsbruch – auf
Antrag des Iraks – durch Rücküberstel-
lung von Ali B. wiedergutzumachen. Bei
näherer Betrachtung ist ein Völkerrechts-
verstoß jedoch nicht festzustellen.
Das Völkerrecht unterscheidet zwi-

schen „Eingriff“ (intervention) und blo-
ßer „Einmischung“ (interference) in die in-
neren Angelegenheiten eines Staates. Ers-
tere ist grundsätzlich rechtswidrig, Letzte-
re grundsätzlich nur ein unfreundlicher,
aber rechtmäßiger Akt.
Art. 2 Abs. 1 UN-Charta erfasst nur den

rechtswidrigen Eingriff. Der Eingriff setzt
eine durch den Staat ausgeübte Zwangs-
wirkung voraus, das heißt, das Verhalten
des anderen Staates muss mit Zwangsmit-
teln beeinflusst werden. Das wäre dann

der Fall, wenn die Bundespolizei Ali B. im
Irak entführt oder sich dessen dort gewalt-
sam bemächtigt hätte. Diese Vorausset-
zungen waren hier jedoch nicht erfüllt.
Die Bundespolizei war mit Zustimmung
der Regionalregierung von Kurdistan
nach Erbil gereist. Der Verdächtige wurde
den Beamten der Bundespolizei von den
irakisch-kurdischen Behörden am Flugha-
fen übergeben. Ob dies in oder außerhalb
der Lufthansamaschine geschah, ist völ-
kerrechtlich irrelevant. Sowohl die Prä-
senz der Bundespolizei im Irak als auch
dieÜbergabe vonAli B. waren von der Zu-
stimmung der irakisch-kurdischen Behör-
den gedeckt. Mangels eines Zwangsele-
ments scheidet ein völkerrechtswidriger
Eingriff in die inneren Angelegenheiten
des Iraks somit von vornherein aus.
Auch ein Verstoß gegen die territoriale

Integrität und politische Unabhängigkeit
durch die Präsenz bewaffneter deutscher
Sicherheitskräfte im Irak lag hier nicht
vor, da die deutschen Sicherheitskräfte
mit Zustimmung der lokalen, für den Flug-
hafen Erbil zuständigen irakisch-kurdi-
schen Behörden nach Irak geflogen wa-
ren.
Die Rechtslage der Kurdengebiete im

Nordirak kann unterschiedlich beurteilt
werden. Völkerrechtlich kannman sie ent-
weder als ein lokales De-facto-Regime
oder als eine nach Art. 117 ff. der iraki-
schen Verfassung weitgehend autonome
Region des Staates Irak ansehen. Im ers-
ten Fall wäre ausschließlich auf die Zu-
stimmung der kurdischen (Regional-)Re-
gierung abzustellen. Die Bundesregierung
geht jedoch davon aus, dass die Kurdenge-
biete des Nordiraks rechtlich und faktisch
weiterhin Teil des Iraks sind. Auch in die-

sem Fall ist die Zustimmung der irakisch-
kurdischen Behörden relevant und völker-
rechtlich ausreichend.
Vergleichbar dem Verhältnis zwischen

Bund und Ländern nach dem Grundge-
setz liegt die Zuständigkeit für Gesetzge-
bung und Verwaltung nach der irakischen
Verfassung grundsätzlich bei den Regio-
nen, es sei denn, der Zentralgewalt ist
nach Art. 110 und 114 der Verfassung die
ausschließliche oder geteilte Zuständig-
keit zugewiesen. Polizei (Art. 121 Abs. 5),
Justiz undVerwaltung (Art. 121 Abs. 1) fal-
len grundsätzlich in die Zuständigkeit der
Regionen.
Die auswärtigen Angelegenheiten und

der Abschluss völkerrechtlicher Verträge
(einschließlich vonAd-hoc-Auslieferungs-
vereinbarungen) unterfallen dagegen der
ausschließlichen Kompetenz der Zentral-
regierung. Es ließe sich deshalb argumen-
tieren, dass Fragen der polizeilichen Ko-
operation in die Kompetenz der Region
Kurdistan fallen. Völkerrechtlich ist diese
Frage aber unerheblich, da ausländische
Staaten völkerrechtlich nicht verpflichtet
sind, die Verfassungsordnung des Iraks
aufrechtzuerhalten oder diese gegenüber
den irakisch-kurdischen Behörden durch-
zusetzen.
Deutsche Behörden müssen grundsätz-

lich keine Kenntnisse oder Sachkunde von
der Verfassungs- oder Rechtsordnung ei-
nes anderen Staates haben. Eine Ausnah-
me besteht lediglich im Völkervertrags-
recht für die offenkundige Verletzung in-
nerstaatlicher Rechtsvorschriften von
grundlegender Bedeutung. Im Hinblick
auf die Erfordernisse der Offenkundigkeit
und der grundlegenden Bedeutung ist
aber selbst diese Vorschrift bislang ohne

praktische Bedeutung geblieben. So wird
man zum Beispiel kaum behaupten kön-
nen, dass es sich bei der Vereinbarung zwi-
schen der Bundesregierung und den Lan-
desregierungen über die Zuständigkeit im
Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in
strafrechtlichen Angelegenheiten (Zustän-
digkeitsvereinbarung) vom 28. April 2004
um eine grundlegende Vereinbarung han-
delt. Viele ausländische Staaten werden
von dieser Vereinbarung zudem nie ge-
hört haben. Die Bundespolizei durfte des-
halb im vorliegenden Fall davon ausge-
hen, dass die irakisch-kurdischen Behör-
den rechtmäßig handelten.
Völkerrechtlich handelt es sich bei den

irakisch-kurdischen Behörden ebenso wie
bei den Behörden der Zentralregierung
umOrgane des Staates Irak, die dessen völ-
kerrechtliche Verantwortlichkeit begrün-
den können. Dies ist selbst dann der Fall,
wenn diese Behörden ihre verfassungs-
rechtlichen oder einfachgesetzlichenKom-
petenzen überschreiten. Die Zustimmung
zur Präsenz der Bundespolizei und die
Übergabe der verdächtigen Person durch
die irakisch-kurdischen Behörden sind so-
mit dem Staat Irak völkerrechtlich zuzu-
rechnen. Die deutschen Behörden konn-
ten sich völkerrechtlich auf diese Zustim-
mung verlassen.
Die Rückführung von Ali B. stellt somit

weder eine Souveränitätsverletzung noch
einen Eingriff in die inneren Angelegen-
heiten des Iraks dar. Wenn überhaupt,
könnte man daran denken, dass die Nicht-
einbeziehung der Zentralregierung in Bag-
dad einen unfreundlichen Akt darstellt.
Ein Völkerrechtsverstoß ist darin aber
nicht zu sehen.
Selbst wenn es sich bei der Rückfüh-

rung vonAli B. um einen völkerrechtswid-

rigen Akt handeln würde, wäre Deutsch-
land nicht automatisch zur Rücküberstel-
lung verpflichtet. Als verletzter Staatmüss-
te der Irak zunächst einmal die völker-
rechtliche Verantwortlichkeit Deutsch-
lands formell geltend machen. Die Presse-
erklärung des Sprechers des irakischenAu-
ßenministeriums vom 12. Juni 2018, wo-
nach die Auslieferung des Verdächtigen
durch die kurdische Regionalregierung
mangels Auslieferungsabkommen „einen
Gesetzesverstoß“ darstelle, ist hierfür
nicht ausreichend. Die irakische Regie-
rung hat zudem ein Wahlrecht, in welcher
Form eine mögliche Wiedergutmachung
erfolgen soll. Die Rücküberstellung wäre
dabei nur eine von mehreren Möglichkei-
ten. In Frage kämen auch das Leisten von
Genugtuung in Form eines Geständnisses
der Verletzung, eines Ausdrucks des Be-
dauerns oder einer förmlichen Entschuldi-
gung seitens der Bundesregierung.
Auf der Grundlage des aktiven Persona-

litätsprinzips unterwirft der Irak Strafta-
ten seiner Staatsangehörigen in vollem
Umfang seiner Strafgewalt, auch wenn die
Tat im Ausland begangen wurde. Ali B.
könnte somit auch im Irak wegen Mordes
und Vergewaltigung vor Gericht gestellt
werden. Dort könnte ihm dafür jedoch die
Todesstrafe drohen. Deutschland ist so-
wohl verfassungsrechtlich als auch durch
die EuropäischeMenschenrechtskonventi-
on daran gehindert, Personen an Staaten
auszuliefern oder zu übergeben, wenn ih-
nen dort die Todesstrafe droht. Eine Rück-
überstellung wäre somit überhaupt nur
dann möglich, wenn der Irak seinerseits
eine bindende völkerrechtliche Versiche-
rung abgeben würde, dass die Todesstrafe
weder gefordert noch verhängt werden
wird. Wäre der Irak dazu nicht bereit,

wäre Deutschland völkerrechtlich berech-
tigt, ein Rücküberstellungsverlangen abzu-
lehnen, da diese Form der Wiedergutma-
chung für Deutschland mit einer Belas-
tung verbundenwäre, die außer allemVer-
hältnis zu dem Nutzen stünde, die durch
Rücküberstellung anstelle anderer For-
men der Wiedergutmachung entstünde.
Selbst wenn Ali B. unter Verstoß gegen

das irakische Recht oder unter Verletzung
völkerrechtlicher Vorschriften nach
Deutschland gebracht worden wäre, stün-
de zumindest das Völkerrecht einem Straf-
verfahren vor der hessischen Justiz nicht
entgegen. Es gilt noch immer der völkerge-
wohnheitsrechtliche Grundsatz, dass die
unrechtmäßige Ergreifung des Verdächti-
gen einer Strafverfolgung beziehungswei-
se Bestrafung nicht entgegensteht: male
captus, bene detentus. Zwar haben in den
letzten Jahren vereinzelt nationaleGerich-
te in Südafrika, Australien, Neuseeland
und England bei einer Entführung von
Verdächtigen durch die Polizeibehörden
des Gerichtsstaats oder aber auch bei ei-
ner Ausweisung von Verdächtigen durch
die ausländischen Behörden in Richtung
des Gerichtsstaats unter Umgehung oder
Verletzung eines Auslieferungsverfahrens
ein Verfahrenshindernis angenommen,
doch beruhte diese Annahme auf dem an-
gelsächsischen Rechtsgrundsatz des abuse
of process, nicht auf dem Völkerrecht. In
den meisten dieser Fälle gingen die Ge-
richte vom Vorliegen eines Völkerrechts-
verstoßes aus – an einem solchen fehlt es
jedoch im vorliegenden Fall. Für Ali B.
heißt es völkerrechtlich bene captus, bene
detentus.
Professor Dr. Stefan Talmon ist Inhaber des Lehr-
stuhls für Öffentliches Recht, Völkerrecht und Euro-
parecht

D
er europäische Markt für grenz-
überschreitende Justizdienstleis-
tungen wird seit einigen Jahren
von London dominiert. Neben

dem London Court of International Arbi-
tration hat sich insbesondere der Com-
mercial Court, eine Spezialkammer des
High Court, als Anlaufstelle für interna-
tional tätige Unternehmen etabliert: In
etwa zwei Drittel aller Fälle, die der Com-
mercial Court jedes Jahr verhandelt, ist
eine Partei aus dem Ausland beteiligt. Bei
der Hälfte der Verfahren stammt keine
der Parteien aus dem Vereinigten König-
reich.
Die Aussicht auf den Brexit stellt nun

allerdings die Attraktivität des Justiz-
standortes London – insbesondere aus
Sicht europäischer Unternehmen – in Fra-
ge. Denn mit dem Ausscheiden aus der
Europäischen Union werden alle Verord-
nungen, die der europäische Gesetzgeber
in den letzten Jahren verabschiedet hat,
um die Beilegung internationaler Streitig-
keiten zu erleichtern, im Vereinigten Kö-
nigreich und im Verhältnis zum Vereinig-
ten Königreich ihre Wirkung verlieren.
Schriftstücke werden dann nicht mehr

nach den vereinfachten europäischen Re-
gelungen grenzüberschreitend zugestellt
und Beweise nicht mehr nach dem verein-
fachten europäischen Verfahren im Aus-
land erhoben werden können. Vor allen
Dingen aber wird aus englischen Urteilen
in anderen Mitgliedstaaten in Zukunft
nicht mehr unmittelbar die Zwangsvoll-
streckung betrieben werden können. Viel-
mehr werden englische Urteile stets in ei-
nem gesonderten Verfahren für vollstreck-
bar erklärt werdenmüssen – und das in je-
dem Mitgliedstaat, in dem Maßnahmen
der Zwangsvollstreckung ergriffen wer-
den sollen.
Europäische Unternehmen, die ein In-

teresse am Zugang zum europäischen Jus-
tizraum haben, werden sich vor diesem
Hintergrund auf die Suche nach Alternati-
ven zum Justizstandort London machen.
Und wenn sie ihren Blick schweifen las-
sen, werden sie sehen, dass einige Mit-
gliedstaaten zuletzt Maßnahmen ergrif-
fen haben, die darauf abzielen, ihre Ge-
richte besser für die Beilegung internatio-
naler Streitigkeiten zu rüsten. Dies gilt
beispielsweise für Deutschland. Hier hat
die sogenannte „Justice Initiative Frank-
furt“, bestehend aus Anwälten, Richtern,
Politikern undWissenschaftlern, bewirkt,
dass seit Januar vor dem Landgericht
Frankfurt auf Antrag einer Partei ein
Rechtsstreit einer speziellen Kammer für
Handelssachen zugewiesen werden kann,
die, wenn beide Parteien einverstanden
sind, das Verfahren weitgehend auf Eng-
lisch führt. Ähnliche Pläne verfolgen
Hamburg und Nordrhein-Westfalen. Auf
Bundesebene gibt es darüber hinaus Be-
strebungen, die Bundesländer zur Einrich-
tung von Kammern für internationale
Handelssachen zu ermächtigen, die auf
Wunsch der Beteiligten ein Verfahren
vollständig auf Englisch führen dürfen.
Dass der Brexit die Chance begründet,

sich als attraktiver Standort für die Beile-
gung internationaler Streitigkeiten zu prä-
sentieren, haben außer Deutschland aber
auch andere Mitgliedstaaten erkannt, na-
mentlich Frankreich, die Niederlande,
Belgien und Irland.
In Frankreich wurde zum 1. März am

Pariser Cour d’appel eine englischsprachi-
ge Kammer für internationale Handelssa-
chen eingerichtet, welche die bereits seit
einiger Zeit existierende englischsprachi-
ge Handelskammer am Pariser Tribunal
de commerce um eine zweite Instanz er-
gänzt. In den Niederlanden werden dem-
nächst der Netherlands Commercial
Court sowie der Netherlands Commercial
Court of Appeal als spezielle Kammern
der Rechtbank und des Gerechtshof Ams-
terdam ihre Arbeit aufnehmen. In Bel-
gien plant die Regierung zum 1. Januar
2020 die Errichtung eines Brussels Inter-

national Business Court. Und in Irland ha-
ben Anwaltschaft und Law Society zu-
letzt Vorschläge zur Verbesserung des iri-
schen Gerichtssystems vorgelegt. Kurz-
um: In den Markt für Justizdienstleistun-
gen ist durch die Aussicht auf den Brexit
Bewegung gekommen.
Allerdings fragt sich, welchen Erfolg

die genannten Maßnahmen der Mitglied-
staaten haben werden. Wird es Deutsch-
land, Frankreich, den Niederlanden, Bel-
gien oder Irland gelingen, europäische
Unternehmen in substantieller Zahl zur
Streitbeilegung auf den europäischen
Kontinent zu locken? Zweifel sind ange-
bracht. Denn die vielen einzelnen, im De-
tail recht unterschiedlichen nationalen In-
itiativen sind in ihrer Signalwirkung eher
diffus.
Darüber hinaus gehen zumindest die

Maßnahmen, die bislang in Deutschland
und Frankreich ergriffen wurden oder in
Planung sind, auch in der Sache nicht
weit genug. Sie konzentrieren sich zu sehr
auf Englisch als Verfahrenssprache und
vernachlässigen andere Faktoren, die
maßgeblich zur Beliebtheit des London
Commercial Court beitragen. Dazu ge-
hört beispielsweise eine ausgeprägte
Dienstleistungsmentalität, die mit einer
konsequentenOrientierung an den beson-
deren (Streitbeilegungs-)Bedürfnissen in-
ternationaler Unternehmen einhergeht.
In jedem Fall ist zweifelhaft, ob sich
durch nationale Alleingänge der Wegfall

eines so überragenden Justizstandortes
wie London kompensieren lässt.
Was also können die verbleibendenMit-

gliedstaaten tun, um europäischen Unter-
nehmen nach dem Brexit auf dem euro-
päischen Kontinent ein attraktives Forum
für die Beilegung ihrer Streitigkeiten zu
bieten? Die Antwort ist naheliegend. Sie
müssten ihre Kräfte bündeln und sich un-
ter dem Dach der Europäischen Union
auf die Schaffung eines europäischen
Handelsgerichts, eines European Com-
mercial Court, konzentrieren. Dieses wür-
de nicht nur eine deutlich größere Signal-
wirkung entfalten als jedes nationale Ge-
richt. Es könnte auch besser als jedes, in
bestehende einzelstaatliche Justizstruktu-
ren eingebettete nationale Gericht auf die
Bedürfnisse internationaler Unterneh-
men eingehen. Es könnte sich außerdem
glaubhafter als neutrales, über nationa-
len Interessen stehendes Forum für die
Beilegung internationaler Streitigkeiten
positionieren.
Ein europäisches Handelsgericht wür-

de zudem nicht nur nach innen wirken
und europäischen Unternehmen nach
dem Brexit ein attraktives Forum für die
Beilegung internationaler Streitigkeiten
bieten. Es könnte sich außerdem überzeu-
gend am globalen Wettbewerb der Justiz-
standorte beteiligen. Denn dieser hat
nicht nur in Europa, sondern weltweit
Fahrt aufgenommen und in den letzten
Jahren zur Gründung zahlreicher interna-

tionaler Handelsgerichte geführt. Bei-
spielhaft zu nennen sind hier der Interna-
tional Financial Centre Court (DIFC) in
Dubai, das International Court and Dis-
pute Resolution Centre in Qatar
(QICDRC), die Global Markets Courts in
Abu Dhabi (ADGMC), der International
Commercial Court in Singapore (SICC)
sowie der „One Belt, One Road“ (OBOR)
International Commercial Court, den Chi-
na für die Anrainer der „Neuen Seiden-
straße“ einrichten will. Ein europäisches
Handelsgericht wäre hier die richtige Ant-
wort – und hätte sicherlich gute Chancen,
sich zu einer global attraktiven Alternati-
ve zum Justizstandort London zu entwi-
ckeln.
Eingerichtet werden könnte das euro-

päische Handelsgericht von der Europäi-
schen Union, gestützt auf ihre Kompe-
tenz für die justizielle Zusammenarbeit in
grenzüberschreitenden Zivilsachen (Art.
81 AEUV). Dem steht nicht entgegen,
dass Art. 81 AEUV die Schaffung eines ei-
genständigen Gerichts für grenzüber-
schreitende Streitigkeiten nicht ausdrück-
lich vorsieht. Die Vorschrift ermächtigt
die Europäische Union schließlich ganz
allgemein zur Vornahme von Maßnah-
men, die einen effektiven Zugang zum
Recht sowie die reibungslose Abwicklung
von Zivilverfahren mit grenzüberschrei-
tendem Bezug gewährleisten. Ebenso we-
nig steht der Einrichtung eines europäi-
schen Handelsgerichts entgegen, dass

sich ein handelsrechtliches Spezialgericht
nicht in die gegenwärtige europäische Jus-
tizarchitektur einfügen würde.
Zwar hat der EuGH zuletzt mehrfach

betont, dass er keine anderenGerichte ne-
ben sich duldet und die letztverbindliche
Auslegung des europäischen Rechts bean-
sprucht. Allerdings wäre ein europäisches
Handelsgericht primär für die Beilegung
internationaler Streitigkeiten zwischen
Unternehmen – und nicht für die Ausle-
gung des europäischen Rechts – zustän-
dig. Es würde – wie jedes nationale Ge-
richt und wie jedes Schiedsgericht – natio-
nales Recht zur Anwendung bringen. Und
es müsste, soweit es mit europäischem
Recht befasst ist, berechtigt und verpflich-
tet sein, den EuGH im Rahmen eines Vor-
abentscheidungsersuchens anzurufen.
Ein europäisches Handelsgericht würde
also den EuGH anerkennen und seine
Funktion nicht in Frage stellen.
Wie aber sähe es mit den Gerichten der

Mitgliedstaaten aus? Würde ein europäi-
sches Handelsgericht nicht ihre Autorität
untergraben, wenn es Streitigkeiten, die
bislang in ihre Zuständigkeit fallen, ent-
schiede und außerdem nationales Recht
zur Anwendung brächte? Die Frage ist be-
rechtigt. Allerdings beweist bereits die
Existenz der Schiedsgerichtsbarkeit, dass
mitgliedstaatliche Gerichte kein Recht-
sprechungs- und auch kein Auslegungs-
monopol haben. Zudem können die Par-
teien bereits heute die Zuständigkeit ei-

nes bestimmten Gerichts sowie die An-
wendbarkeit eines bestimmten Rechts ver-
einbaren – oder ausschließen. Ein euro-
päisches Handelsgericht würde sich hier
nahtlos einfügen. Denn es würde europäi-
schen Unternehmen lediglich eine zusätz-
liche Option bieten, Streitigkeiten beizule-
gen. Seine Tätigkeit würde zudem davon
abhängen, dass die Parteien sich aktiv auf
seine Zuständigkeit verständigen.
Freilich: Um ein Erfolg zu werden,

müsste ein europäisches Handelsgericht
von international agierenden Unterneh-
men angenommen werden. Dazu müss-
ten Personal, Ausstattung und Verfahren
den Erwartungen an eine professionelle
Streitbeilegung genügen. Zudem müsste
das Gericht vollständig in den europäi-
schen Justizraum integriert sein und von
allen Maßnahmen der justiziellen Zusam-
menarbeit, insbesondere der Urteilsfreizü-
gigkeit profitieren.
All dies sicherzustellen wäre keine

leichte Aufgabe und würde einiges an In-
vestitionen verlangen. Richtig eingesetzt,
würden sie allerdings europäischen Unter-
nehmen für die Zeit nach dem Brexit ech-
te Perspektiven eröffnen und außerdem
zur Entwicklung eines starken, global
sichtbaren europäischen Justizstandortes
beitragen.
Professor Dr. Gisela Rühl ist Inhaberin des
Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Internationales
Privat- und Prozessrecht, Europäisches Privatrecht
und Rechtsvergleichung an der Friedrich-Schiller-
Universität Jena.

Ein europäisches Handelsgericht

Bene captus, bene detentus
Die Rückführung des mutmaßlichen Mörders Ali B. aus dem Irak durch die Bundespolizei ist völkerrechtlich unbedenklich / Von Stefan Talmon

Nach dem Brexit brauchen Unternehmen ein attraktives Forum für die Beilegung internationaler Streitigkeiten.
Ein Handelsgericht könnte zudem überzeugend am globalen Wettbewerb der Justizstandorte mitwirken / Von Gisela Rühl
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